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10. Wahlperiode 

13.07.84 


Sachgebiet 31 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Stiegler, Bachmaier, Dr. Emmeriich, Fischer (Osthofen), 

Kiein (Dieburg), Dr. Kübier, Lambinus, Schmidt (München), Schröder (Hannover), 
Dr. Schwenk (Stade), Dr. de With und der Fraktion der SPD 


Geschäftsbelastung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 


In den letzten Jahren wird zunehmend über die steigende Bela- 
stung der Gerichte geklagt. Diese Klagen gehen einher mit einer 
Diskussion, inwieweit Maßnahmen zur Entlastung der Justiz mög- 
hch und geboten sind. Dabei ist die Notwendigkeit unbestritten, 
daß über eine Neuverteilung des Einsatzes der Kapazitäten in der 
Justiz nachgedacht werden muß. 

Bevor über Maßnahmen zur Entlastung der Justiz durch Änderun- 
gen des Rechtsschutzsystems nachgedacht wird, sind alle Mög- 
hchkeiten zur Effizienzsteigerung der vorhandenen Kapazitäten 
auszuloten. Möghche Änderungen müssen sich zunächst daran 
messen lassen, inwieweit sie den Zielen förderhch sind, materielle 
Gerechtigkeit zu verwirkhchen und schichtenspezifische Zu- 
gangsbarrieren zu den Gerichten abzubauen. 

Reformen, die diesen Kriterien standhalten wollen, müssen sich 
deshalb möghchst weitgehend auf empirisches Tatsachenmaterial 
stützen, aus denen sich die Notwendigkeit und die möghchen 
Auswirkungen von Änderungen ergeben. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

A. Zahl der im Gerichtswesen der Bundesrepublik Deutschland 
(einschließlich West-Berlin) tätigen Bediensteten 

I. Zahl der hauptberuflichen Richter 

1. Wie viele Richter waren jeweils am 1. Januar 1965, 1975, 1980, 
1981, 1982, 1983 und 1984 im Gerichtswesen tätig? 

2. Wie verteilten sich die zu den in der Frage 1 genannten 
Zeitpunkten tätigen Richter auf die ordenthchen Gerichte, 
Arbeitsgerichte, Verwaltungsgerichte, Sozialgerichte, Finanz- 
gerichte und Dienst- und Disziphnargerichte (aufgeghedert 
für den Bund und die einzelnen Bundesländer)? 

3. Welche Steigerungsrate wies die Zahl der zu den in Frage 1 
genannten Zeitpunkten tätigen Richter ab 1. Januar 1965 



Drucksache 10/1739 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


(= 100) jeweils auf (aufgegliedert nach den verschiedenen 
Gerichtsbarkeiten, dem Bund und den einzelnen Bundeslän- 
dern), und wie erklärt sich die Bundesregienmg ggf. von 
Bundesland zu Bundesland für dieselbe Gerichtsbarkeit vari- 
ierende Steigerungsraten? 

4. a) Wie groß war - bei gleichbleibenden Bewertungszahlen 
(Pensenschlüsseln) - der Personalbedarf im richterlichen 
Dienst in den Bimdesländem jeweils zu den in der Frage 1 
genannten Zeitpunkten bei den ordentlichen Gerichten, 
Arbeitsgerichten, V erwaltungsgerichten, Sozialgerichten 
und Finanzgerichten, und in welchem Verhältnis stand 
dieser Personalbedarf zur Zahl der für die Erledigung rich- 
terlicher Aufgaben tatsächlich eingesetzten Richter (aufge- 
gliedert für den Bund und die einzelnen Bimdesländer)? 

b) Wie groß war die Zahl der Richter (Richterpensen), die 
jeweüs zu den in Frage 1 genannten Zeitpunkten ganz oder 
teilweise von richterlicher Tätigkeit freigestellt waren (z.B. 
Abordnung innerhalb oder außerhalb der Justizverwal- 
tung, Übertragung von Aufgaben innerhalb der Gerichts-/ 
Justizverwaltung), und in welchem Verhältnis stand diese 
Zahl jeweüs zur Gesamtzahl der tatsächlich eingesetzten 
Richter (aufgegliedert nach Bund ünd Bundesländern für 
die einzelnen Gerichtsbarkeiten)? 

II. Zahl der Staatsanwälte, Amtsanwälte und der anderen Ver- 
treter des öffentlichen Interesses 

Wie lauten die den Fragen I. 1 bis 4 entsprechenden Zahlen 
für die im Gerichtswesen jeweüs tätigen 

a) Staatsanwälte, 

b) Amtsanwälte und 

c) die sonstigen Vertreter des öffentlichen Interesses, 

und wie erklärt sich die Bimdesregiemng in diesen Bereichen 
ggf. von Bundesland zu Bundesland varüerende Steigerungs- 
raten? 

III. Zahl der im Gerichtswesen nicht als Richter, Staatsanwälte, 
Amtsanwälte oder sonstige Vertreter des öffentlichen Interes- 
ses tätigen Mitarbeiter 

1. Wie lauten die den Fragen L 1 bis 4 a) entsprechenden Zahlen 
für die im Gerichtswesen tätigen Rechtspfleger, und wie 
erklärt sich die Bundesregierung ggf. von Bundesland zu 
Bimdesland unterschiedliche Steigerungsraten für dieselbe 
Gerichtsbarkeit? 

2. Wie lauten die den Fragen I. 1 bis 4 a) entsprechenden Zahlen 
für die im Gerichtswesen nicht als Richter, Rechtspfleger, 
Staatsanwälte, Amtsanwälte oder sonstige Vertreter des 
öffentlichen Interesses tätigen Mitarbeiter, und wie erklärt 
sich die Bundesregierung ggf. unterschiedliche Steigerungs- 
raten? 
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IV. Zahl der Bewährungshelfer 

Wie lauten die den Fragen I. 1 und 4 a) entsprechenden 
Zahlen für die Bewährungshelfer, imd wie hat sich das Ver- 
hältnis zwischen der Zahl der Bewährungshelfer und der 
Probanden jeweils entwickelt? 

V. Zahl der Anwälte, Notare und Rechtsbeistände 

1. Wie viele Rechtsanwälte, wie viele Anwaltsnotare und wie 
viele Notare waren jeweils am 1. Januar 1965, 1975, 1980, 

1981, 1982, 1983 und 1984 tätig? 

2. Wie lautet die Zahl für die zu den in der Frage 1 angegebenen 
Zeitpunkten tätigen Rechtsbeistände? 

VL Verhältnis der verschiedenen Tätigkeitsgruppen zueinander 

1. a) Wie viele nicht als Richter, Staatsanwälte, Amtsanwälte 

oder als Vertreter des öffentiichen Interesses im Gerichts- 
wesen tätige Mitarbeiter kamen jeweils am 1. Januar 1965, 
1975, 1980, 1981, 1982, 1983 und 1984 auf einen als Richter, 
Staatsanwalt, Amtsanwalt oder Vertreter des öffenthchen 
Interesses Beschäftigten (aufgeghedert nach Bimd und 
Bimdesländern für die einzelnen Gerichtsbarkeiten)? 

b) Wie viele als Rechtspfleger zu den in der Frage a) genann- 
ten Zeitpunkten im Gerichtswesen tätige Mitarbeiter 
kamen jeweils auf einen als Richter, Staatsanwalt oder 
Vertreter des öffentlichen Interesses Beschäftigten (aufge- 
güedert nach Bimd und Bundesländern für die einzelnen 
Gerichtsbarkeiten)? 

c) Wie erklärt sich die Bimdesregierung evtl, vorhandene 
imterschiedhche Quotienten bei derselben Gerichtsbarkeit 
zwischen den einzelnen Bundesländern? 

2. Wie viele Rechtsanwälte, Anwaltsnotare, Notare imd Rechts- 
beistände waren jeweils am 1. Januar 1965, 1975, 1980, 1981, 

1982, 1983 und 1984 

a) pro Richter, Staatsanwalt, Amtsanwalt und Vertreter des 
öffentiichen Interesses und 

b) pro nicht als Richter, Staatsanwalt, Amtsanwalt oder sonsti- 
ger Vertreter des öffentiichen Interesses tätiger Mitarbeiter 

tätig? 

ß. Geschäftsanfall bei den Zivilgerichten (ohne freiwillige 
Gerichtsbarkeit und ab 1980 ohne Familiengerichte) 

I. Amtsgerichte 

1. Wie viele Verfahren waren 1965, 1975 und in den Jahren ab 
1980 jeweils bei den Amtsgerichten anhängig, wie viele Ver- 
fahren stammten jeweils aus den Vorjahren, und wie viele 
Neuzugänge hatten die Amtsgerichte jeweils in diesen Jahren 
(aufgegliedert für das Bundesgebiet insgesamt und die einzel- 
nen Bimdesländer)? 


3 



Drucksache 10/1739 Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


2. a) Wie viele Verfahren haben die Amtsgerichte in den Jahren 

1965, 1975 und den Jahren ab 1980 jeweils insgesamt 
erledigt, und wie gliedern sich die erledigten Verfahren 
nach der Art der Erledigung, dem Gegenstand des Verfah- 
rens und dem Gebührenstreitwert auf (aufgegliedert für 
das Bundsgebiet insgesamt und die einzelnen Bundes- 
länder)? 

b) Wieviel Prozent der in den Jahren 1965, 1975 und in den 
Jahren ab 1980 erledigten Verfahren waren jeweils im 
Zeitpunkt ihrer Erledigung bis zu sechs Monaten, zwischen 
6 und 12 Monaten, zwischen 12 und 24 Monaten und über 
24 Monate anhängig (aufgeghedert für das Bundesgebiet 
insgesamt und die einzelnen Bundesländer), und wie 
erklärt sich die Bundesregierung ggf. eine von Bundesland 
zu Bundesland variierende Erledigungsdauer? 

c) Welche Erkenntnisse über die Dauer der Zivilverfahren vor 
den Amtsgerichten liegen der Bundesregierung darüber 
hinaus vor? 

3. Wie viele 

a) Richter, 

b) Rechtspfleger, 

c) Mitarbeiter, die nicht als Richter oder Rechtspfleger an den 
Amtsgerichten tätig waren, 

waren jeweils in den Jahren 1965, 1975 und den Jahren ab 
1980 an den Amtsgerichten in Zivilsachen tätig (aufgeghedert 
für das Bundesgebiet insgesamt und die einzelnen Bundes- 
länder)? 

4. a) In welchem Verhältnis stand die Zahl der in den Jahren 

1965, 1975 und in den Jahren ab 1980 anhängigen und 
erledigten Verfahren zur Zahl der in diesen Jahren tätigen 

a) Richter, 

b) Rechtspfleger, 

c) nicht als Richter oder Rechtspfleger tätigen Mitarbeiter 

(aufgeghedert für das Bundesgebiet insgesamt und die 
einzelnen Bundesländer)? 

b) Inwieweit müssen die in der Frage a) genannten Verhält- 
niszahlen bereinigt werden, um aus ihnen Erkenntnisse 
über einen steigenden oder sinkenden Arbeitseinsatz der 
Richter gewinnen zu können, weil es im Laufe der Zeit zu 
Aufgabenverschiebungen zwischen Richtern und Rechts- 
pflegern gekommen ist? 

5. a) Bei wievielen der in den Jahren 1965, 1975 und in den 

Jahren ab 1980 erledigten Verfahren ist es zu einer Beweis- 
aufnahme gekommen (aufgegliedert nach der Art des 
Beweises: z.B. Zeugenvernehmung, Sachverständigenbe- 
weis, Augenscheinseinnahme), und welchen Einfluß haben 
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die einzelnen Beweismittel auf die Dauer des Verfahrens 
gehabt? 

b) Inwieweit sind Verzögerungen beim Abschluß von Verfah- 
ren darauf zurückzuführen, daß es den Gerichten an geeig- 
neten Sachverständigen gefehlt hat, welche Ursachen hat 
dieser Mangel ggf. nach Auffassung der Bundesregierung, 
und welche Maßnahmen sind erforderlich, um ihn zu be- 
heben? 

6. a) Gegen wieviel Prozent der in den Jahren 1965, 1975 und in 

den Jahren ab 1980 von den Amtsgerichten getroffenen 
rechtsmittelfähigen Entscheidungen wurden Rechtsmittel 
eingelegt, in wieviel Prozent der Fälle hatte das Rechtsmit- 
tel Erfolg (jeweüs aufgegliedert, für das Bundesgebiet ins- 
gesamt und die einzelnen Bundesländer), und wie erklärt 
sich die Bundesregierung ggf. von Bundesland zu Bundes- 
land varnerende Rechtsmittel- und Rechtsmittelerfolgs- 
quoten? 

b) In wieviel Prozent der Rechtsmittelverfahren hat die 2. In- 
stanz 

aa) die von der 1. Instanz ermittelten Tatsachen ohne neue 
Beweiserhebung anders gewürdigt, 
bb) neue Beweise erhoben, 

cc) eine andere rechtliche Auffassung als die 1. Instanz 
vertreten 

(aufgegliedert nach erfolgreichen und erfolglosen Rechts- 
mitteln)? 

c) Liegen der Bundesregierung Zahlen (z.B. repräsentative 
Stichproben) darüber vor, in wieviel Prozent der Rechtsmit- 
telverfahren der Schwerpunkt des Streites überwiegend im 
tatsächlichen und in wieviel Prozent im rechtlichen Bereich 
lag? 

7. In wieviel Prozent der in den Jahren 1965, 1975 und in den 
Jahren ab 1980 von den Amtsgerichten erledigten Verfahren 
war für 

a) keine, 

b) eine, 

c) beide 

der beteiligten Parteien ein Anwalt oder Rechtsbeistand vor 
Gericht tätig, und inwieweit hat die Beteiligung von Anwälten 
oder Rechtsbeiständen Einfluß auf die Dauer der gerichtli- 
chen Verfahren gehabt? 

8. a) Wie lauten die den Fragen 1 bis 7 entsprechenden Zahlen 

jeweüs für die beiden kleinsten und die beiden größten 
Amtsgerichte jedes Bundeslandes? 

b) Läßt sich aus diesen oder sonstigen der Bundesregierung 
vorliegenden Zahlen ein qualitativer Unterschied zwischen 
kleinen und großen Amtsgerichten feststellen? 
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9. Wie viele der in den Jahren 1965, 1975 und in den Jahren ab 
1980 anhängigen und wie viele der erledigten Verfahren 
waren 

a) Baustreitigkeiten, 

b) Mietstreitigkeiten, 

c) Unterhaltsstreitigkeiten, 

c) Folgestreitigkeiten aus Verkehrsunfällen? 

10. a) Bei wie vielen der in den Jahren 1965, 1975 und in den 
Jahren ab 1980 anhängigen und bei wie vielen der erledig- 
ten Streitigkeiten handelte es sich um Verfahren, bei 
denen 

aa) Kläger und Beklagter ein Unternehmen oder eine 
Firma war, 

bb) der Kläger ein Unternehmen oder eine Firma, der 
Beklagte eine natürliche Person war, 

cc) der Kläger eine natürliche Person, der Beklagte ein 
Unternehmen oder eine Firma war und 

dd) Kläger und Beklagter natürüche Personen waren? 

b) Wie gliedern sich die in diesen Jahren anhängigen und 
erledigten Mahnverfahren nach diesen Kriterien auf? 

c) Welche Zahlen liegen der Bundesregierung vor, daß 
bestimmte soziale Schichten der Bevölkerung die Amtsge- 
richte als Kläger in diesen Jahren signifikant stärker in 
Anspruch genommen haben als es ihrem Anteü an der 
Bevölkerung und ihrer Teilnahme am Rechtsverkehr ent- 
spricht, und welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung daraus? 


11. Landgerichte erster Instanz 

1. Wie lauten die den Fragen I. 1 bis 10 mit Ausnahme der 
Frage 7 entsprechenden Zahlen und Antworten, wobei in 
Frage 3 nur das mit erstinstanzlichen Verfahren befaßte Per- 
sonal aufzuführen ist? 

2. a) In wieviel Prozent der nicht in die Zuständigkeit der Kam- 

mern für Handelssachen fallenden Verfahren haben die 
Landgerichte in den Jahren ab 1980 jeweüs von der Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht, den Rechtsstreit einem Einzel- 
richter zur Entscheidung zu übertragen, und in wieviel 
Prozent ist es tatsächlich zu einer Erledigung des Rechts- 
streits durch den Einzelrichter gekommen (aufgegliedert 
für das Bundesgebiet insgesamt und die einzelnen Bundes- 
länder)? 

b) Wie lauten die der Frage a) entsprechenden Zahlen für die 
beiden Landgerichte in jedem Bundesland, die jeweils am 
wenigsten und am meisten von der Möglichkeit der Über- 
tragung auf den Einzelrichter Gebrauch gemacht haben? 
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c) Wie beurteilt die Bundesregierung eine ggf. von Bundes- 
land zu Bundesland und innerhalb der Bundesländer signi- 
fikant variierende Praxis? 

3. a) Inwieweit sind durch Einzelricher erledigte Verfahren 
schneller oder langsamer in der 1. Instanz abgeschlossen 
worden als die anderen Verfahren, und inwieweit haben 
Erledigungen durch den Einzelrichter auch unter der 
Berücksichtigung der Möglichkeiten zur Rechtsmitteleinle- 
gung im Ergebnis zu einem schnelleren rechtskräftigen 
Abschluß des Verfahrens geführt? 

b) Inwieweit unterscheidet sich die Rechtsmittel- und die 
Rechtsmittelerfolgsquote bei Einzelrichterentscheidungen 
von der bei Kammerentscheidungen? 

c) Inwieweit trifft es zu, daß die Gerichte die tatsächlich und 
rechtlich einfachen Streitigkeiten nicht, die schwierigen 
dagegen dem Einzelrichter übertragen, und inwieweit 
werden dadurch ggf. die Zahlen über die Dauer der dem 
Einzelrichter übertragenen Verfahren verfälscht? 

III. Landgerichte als Berufungsinstanz 

Wie lauten die den Fragen I. 1 bis 10 (mit Ausnahme der 
Fragen? und 10b) entsprechenden Zahlen und Antworten, 
wobei in Frage 3 nur das mit Berufungs verfahren befaßte 
Personal aufzuführen ist? 

IV. Oberlandesgerichte 

Wie lauten die den Fragen 1. 1 bis 10 mit Ausnahme der 
Fragen 7, 8 und 10 b) entsprechenden Zahlen und Antworten 
für die Oberlandesgerichte (aufgegliedert nach Berufungs- 
und Beschwerdeverfahren)? 

V. Bundesgerichtshof 

Wie lauten die den Fragen I. 1 bis 4, 9, 10 a) und c) entspre- 
chenden Zahlen und Antworten für den Bundesgerichtshof? 

C. Geschäftsanfall bei den Familiengerichten 

Wie lauten die den Fragen B.I. 1 bis 6 und 8 entsprechenden - 
soweit sinnvoll übertragbar - Zahlen und Antworten (getrennt 
aufgeliedert nach Amtsgerichten, Oberlandesgerichten und 
dem Bundesgerichtshof), und wie erklärt sich die Bundes- 
regierung ggf. von Bundesland zu Bundesland variierende 
Zahlen? 

D. Geschäftsanfall in der Strafjustiz 

1. Strafgerichte 

Wie lauten die den Fragen B. I. 1 bis 4, 6 und 8 entsprechen- 
den - soweit sinnvoll übertragbar - Zahlen für die Strafge- 
richte (getrennt aufgegliedert für die Amtsgerichte, Landge- 
richte als erste Instanz, Landgerichte als Berufungsinstanz, 
Oberlandesgerichte als erste Instanz, Oberlandesgerichte als 
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Berufungsinstanz, Oberlandesgerichte als Revisionsinstanz 
und den Bundesgerichtshof), und wie erklärt sich die Bundes- 
regierung von Bundesland zu Bundesland variierende 
Zahlen? 

II. Staatsanwaltschaft 

Wie lauten die den Fragen B. I. 1 bis 4 entsprechenden Zahlen 
für die Staatsanwaltschaften (aufgegliedert nach Staatsan- 
waltschaften bei den Landgerichten, den Oberlandesgerich- 
ten und beim Bundesgerichtshof), und wie erklärt sich die 
Bundesregierung ggf. von Bundesland zu Bundesland variie- 
rende Zahlen? 

III. Einzelne Schwerpunkte 

1. Wie viele Staats- und Amtsanwälte, wie viele Richter und wie 
viele sonstige Mitarbeiter der Strafgerichte waren in den 
Jahren 1965, 1975 und in den Jahren ab 1980 jeweils mit der 
Bearbeitung von Ver kehr sordnungs Widrigkeiten befaßt (ab- 
solute und prozentuale Zahlen im Verhältnis zum Gesamtper- 
sonal bei den mit Strafsachen befaßten Gerichten)? 

2. a) Wie viele Richter, Staatsanwälte, Amtsanwälte und wie 

viele sonstige Mitarbeiter bei den Strafgerichten waren in 
den Jahren 1965, 1975 und in den Jahren ab 1980 jeweüs 
mit der Verfolgung und Ahndung von Wirtschaftsstraftaten 
(§74 c GVG) und wie viele mit der von Diebstahls-/ 
Betrugsdelikten bis zu einem Vermögensschaden 

aa) bis zu 100 DM, 
bb) von 100 bis 500 DM, 
cc) von 500 bis 1000 DM, 
dd) von 1000 bis 2500 DM 

befaßt (aufgegliedert für das Bundesgebiet insgesamt und 
die einzelnen Bundesländer)? 

b) Wie hoch war jeweüs in diesen Jahren der in diesen beiden 
Dehktgruppen durch diese Dehkte verursachte Gesamt- 
schaden pro Täter und pro Ermittlungsverfahren? 

3. a) Wie groß war der Anteü der Ermittlungsverfahren in den 

Jahren 1965, 1975 und in den Jahren ab 1980 aufgrund 
einer Strafanzeige des Geschädigten, die ein Vergehen des 
Betruges mit folgenden Vorwürfen zum Gegenstand hatte: 

aa) eine zivürechtiiche Forderung wurde nicht erfüUt, 
wie viele davon mit dem Vorwurf: 

— eine Rechnung wurde nicht bezahlt, 

— Bezahlung durch ungedeckten Scheck, 
bb) Auseinandersetzung unter Gesellschaftern? 

b) In welchen Versicherungssparten ist es nach den allgemei- 
nen Geschäftsbedingungen oder aufgrund der Praxis der 
Versicherungen Voraussetzung für den Ersatz des Scha- 
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dens durch die Versicherung, daß der Geschädigte eine 
Strafanzeige gestellt hat, und inwieweit wird dies von den 
Versicherungen selbst dann verlangt, wenn im Zeitpunkt 
der Anzeige nach menschlichem Ermessen bereits fest- 
steht, daß eine Aufklärung der Straftat nicht erfolgen wird? 

4. a) Wie viele Adhäsionsverfahren waren in den Jahren 1965, 
1975 und in den Jahren ab 1980 jeweils anhängig? 

b) In wie vielen Fällen war in den Jahren 1965, 1975 und in 
den Jahren ab 1980 ein durch einen einheitlichen Lebens- 
sachverhalt verursachter Schaden zugleich Gegenstand 
eines Strafverfahrens und eines zivilgerichtlichen Rechts- 
streits? 


E. Freiwillige Gerichtsbarkeit 

Wie lauten - soweit sinnvoll übertragbar - die den Fragen B 
entsprechenden Zahlen für die freiwillige Gerichtsbarkeit? 

F. Ursachen von Schwankungen in der Geschäftsbelastung der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit 

I. Welche Ursachen sieht die Bundesregierung für die Schwan- 
kungen in der Geschäftsbelastung, die sich aus den Zahlen 
ergeben? 

II. Inwieweit lassen sich eventuelle Schwankungen mit konkre- 
ten Gesetzesänderungen, die in diesem Zeitraum in Kraft 
getreten sind, verknüpfen, und um welche Gesetze handelt es 
sich dabei? 

III. Inwieweit hängt die Steigerung der Geschäftsbelastung in 
den einzelnen Gerichtszweigen nach Auffassung der Bundes- 
regierung damit zusammen, daß soziale und finanzielle Zu- 
gangsbarrieren für die Inanspruchnahme der Gerichte abge- 
baut worden sind? 

G. Rationalisierungsreserven innerhalb der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit 

I. 1. Welche Rationalisierungsreserven bestehen nach Auffas- 
sung der Bundesregierung im bürokratisch-technischen 
Bereich bei den Gerichten? 

2. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 
vor, wie lange es vom Absetzen eines Urteils oder 
Beschlusses bis zur Zustellung an die Beteiligten dauert, 
aufgegliedert nach Bundesländern, Zivil-, Familien- und 
Strafgerichten und Gerichten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit sowie nach Gerichtsinstanzen, und welche Reserven 
für eine Verfahrensbeschleunigung sieht die Bundesregie- 
rung in diesem Bereich? 

3. Welche Rationalisierungsmöglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung für besondere Rechtsgebiete oder Verfahrensar- 
ten (z.B. Grundbuch, Registerwesen, Kostenwesen, Mahn- 
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verfahren), und welche Initiativen hat die Bundesregierung 
ergriffen, damit diese Möglichkeiten genutzt werden? 

4. Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregierung vor, 
inwieweit die Gerichte mit technischen Hilfsmitteln (Dik- 
tiergeräte, Schreibautomaten etc.) genügend ausgestattet 
sind und inwieweit evtl. Verzögerungen bei den Gerichten 
auf eine mangelnde technische Ausstattung zurückzufüh- 
ren sind? 

II. 1. Welche konkreten Initiativen hat die Bundesregienmg 

ergriffen, um eventuelle Rationahsienmgsreserven bei der 
ordenthchen Gerichtsbarkeit ausfindig zu machen und zu 
nutzen, und welche Initiativen beabsichtigt sie für die Zu- 
kunft? 

2. Welche Forschungsvorhaben hat die Bundesregierung in 
diesem Bereich initiiert, welche Ergebnisse haben diese 
Forschungsvorhaben gehabt, und welche konkreten For- 
schimgsvorhaben hält sie in nächster Zeit in diesem 
Bereich für sinnvoll? 

H. Maßnahmen zur Entlastung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

I. 1. Welche Maßnahmen zur Entlastung der ordenthchen 

Gerichtsbarkeit beabsichtigt die Bundesregierung, die 
nicht auf eine Beschränkung des Rechtsschutzes und der 
Rechtsnüttel hinauslaufen? 

2. Inwieweit teUt die Bundesregienmg die Auffassung, daß 
die Notwendigkeit jeder Ändenmg von Prozeßordnungen 
durch empirisches Tatsachenmaterial über die Auswirkun- 
gen dieser Änderung belegt sein sollte? 

3. Inwieweit kann die Bundesregierung durch empirisches 
Tatsachenmaterial für jede der von ihr oder dem Bundesrat 
vorgeschlagenen Änderungen im Zusammenhang mit dem 
Strafverfahrensänderungsgesetz belegen, welche Entla- 
stimg der Justiz hiervon konkret zu erwarten ist, und inwie- 
weit durch die jeweüige Ändenmg das Risiko eines Justiz- 
irrtums erhöht bzw. nicht erhöht wird? 

II. Inwieweit hält es die Bundesregierung für sinnvoll, die 
Anwaltschaft im Vorfeld der Gerichte noch stärker zu einer 
streitschhchtenden Tätigkeit zu veranlassen, welche tatsäch- 
lichen tmd rechtiichen Hemmnisse stehen dem derzeit entge- 
gen, und welche Gesetzesändenmgen (z.B. im Gebühren- 
recht) sind sinnvoll und beabsichtigt, um diese zu beseitigen? 

III. 1. Wie viele Schiedsmänner waren jeweüs in den Jahren 

1965, 1975 und in den Jahren ab 1980 im Bundesgebiet 
tätig, in wie vielen Fällen sind diese Schiedsmänner in 
diesen Jahren tätig geworden, in wie vielen Fällen haben 
sie den Streit endgültig beigelegt, und wie viele Richter- 
pensen sind jeweüs in diesen Jahren durch die Tätigkeit 
der Schiedsmänner nach den Schätzungen der Bundesre- 
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giening eingespart worden (jeweils auf gegliedert nach 
Straf“ und Zivilsachen)? 

2. Inwieweit sieht die Bundesregierung in einem Ausbau des 
Schiedsmannswesens eine Möglichkeit zu einer Entlastung 
der Justiz, und inwieweit sollte das Verfahrensrecht geän- 
dert und die sachliche Zuständigkeit der Schiedsmänner 
erweitert werden, um dieses Ziel zu erreichen? 

3. Inwieweit sieht die Bundesregierung das Schiedsmanns- 
wesen unter dem Gesichtsptmkt als fördenmgswürdig an, 
daß es weniger als ein Gerichtsverfahren die Gefahr mit 
sich bringt, die sozialen Beziehimgen zwischen den Par- 
teien über den konkreten Streitgegenstand hinaus nach- 
haltig zu stören? 

4. Welche konkreten Forschungsvorhaben imd Schritte hat 
die Bundesregierung initiiert oder beabsichtigt sie in näch- 
ster Zeit zu ergreifen, um die Voraussetzungen für eine 
Verbesserung des Schiedsmannswesens zu schaffen? 

IV. Welche sonstigen Möglichkeiten sieht die Bimdesregierung, 
alternative Streitschlichtungsmöglichkeiten außerhalb der 
Justiz zu fördern und auszubauen, imd welche Initiativen hat 
die Bundesregierung in diese Richtung ergriffen? 

V. 1. Inwieweit hält es die Bundesregierung für notwendig, die 

Fähigkeit der erstinstanzlichen Gerichte zur endgültigen 
Streitschlichtung zu stärken, und welche Maßnahmen 
beabsichtigt sie in nächster Zeit, um dies zu erreichen? 

2. a) Inwieweit trifft es zu, daß die Beförderungsstellen in der 
Justiz in einem solchen Maße in den höheren Instanzen 
angesiedelt sind, daß Richter, die nicht nur gute Rechts- 
kenntnisse, sondern zugleich auch überdurchschnittli- 
che Fähigkeiten beim Umgang mit Menschen und bei 
der Streitschlichtung haben, sich veranlaßt sehen, in die 
höheren Instanzen abzuwandem? 

b) Inwieweit führen diese Besonderheiten der Beförde- 
rungsstrukturen dazu, daß die Fähigkeit der ersten 
Instanzen zur Streitschlichtung geschwächt wird, und 
welche Schritte beabsichtigt die Bundesregierung, um 
diese nicht nur unter Entlastungsgesichtspunkten der 
Justiz, sondern auch aus qualitativen Erwägungen uner- 
wünschte Entwicklung zu verhindern? 


Bonn, den 13. Juli 1984 

Stiegler 
Bachmaier 
Dr. Emmerlich 
Fischer (Osthofen) 
Klein (Dieburg) 

Dr. Kühler 


Lambinus 

Schmidt (München) 
Schröder (Hannover) 
Dr. Schwenk (Stade) 

Dr. de With 

Dr. Vogel und Fraktion 
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